Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drucksache Nr. 2423 


Mündlicher Bericht 

des Ausschusses für Finanz- und Steuerfragen 
(11. Ausschuß) 

über den 

Entwurf eines Gesetzes über die Errichtung der 
Bundesmonopolverwaltung für Branntwein 

- Nr. 1389 der Drucksachen - 


Berichterstatter : 
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Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1 . dem vorliegenden Gesetzentwurf mit den aus der nachstehenden 
Zusammenstellung ersichtlichen Änderungen zuzustimmen ; 

2. die Anträge der Abgeordneten 

Sassnick und Genossen - Nr. 1336 der Drucksachen - 

Dr. Atzenroth, Dr. Nowack (Rheinland-Pfalz) und Genossen 

- Nr. 1361 der Drucksachen - 

Dr. Greve und Genossen - Nr. 1377 der Drucksachen - 
Dr. Koch und Genossen - Nr. 1378 der Drucksachen - 
Geritzmann und Genossen - Nr. 1391 der Drucksachen - 
der Fraktion des Zentrums - Nr. 1396 der Drucksachen - 
Raestrup, Pelster und Genossen - Nr. 1412 der Drucksachen - 
Frau Schroeder (Berlin), Brandt und Genossen - Nr. 1524 der 
Drucksachen - 

Fforn, Stierle, Gaul und Genossen - Nr. 1585 der Drucksachen - 
betr. Sitz der Branntweinmonopolverwaltung des Bundes 
durch die Beschlußfassung zu dem Gesetzentwurf für erledigt zu 
erklären. 

Bonn, den 5. Juli 1951 

Der Ausschuß für Finanz- und Steuerfragen 

Dr. Dr. Höpker-Aschoff Wadcer 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes 
über die Errichtung der Bundesmonopolverwaltung 
für Branntwein 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

Zur Verwaltung des Branntweinmonopols im 
Bundesgebiet wird im Rahmen der Bundesfinanz- 
verwaltung die Bundesmonopolverwaltung für 
Branntwein errichtet. Auf sie finden die für die 
Reichsmonopolvcrwaltung für Branntwein erlasse- 
nen Vorschriften Anwendung. 

S 2 

Die Verwaltung des im Bundesgebiet vorhande- 
nen Vermögens, das den Aufgaben des Brannt- 
weinmonopols dient, geht auf die Bundesmonopol- 
verwaltung über. 


§ 3 

(1) Der Bund übernimmt die Verpflichtungen, 
die in den zum 31. Marz 1950 aufgestellten Bilan- 
zen der Monopolverwaltungen der Länder auf 
der Passivseite ausgewiesen sind. E r 
übernimmt insbesondere die seit dem 8. Mai 
1945 entstandenen Verpflichtungen aus 
laufenden privatrechtlichen Ver- 
trägen, welche die seit dem 8. Mai 1945 mit der 
Verwaltung des Branntweinmonopols befaßten 
Dienststellen abgeschlossen haben oder in welche 
diese Dienststellen eingetreten sind. 

(2) Jeder Vertragsteil kann solche Ver- 
träge abweichend von den vertraglichen Kündi- 
gungsfristen mit einer Frist von mindestens einem 
halben Jahr kündigen. Dieses Kündigungsrecht 
erlischt mit Ablauf von 2 Jahren nach Inkraft- 
treten dieses Gesetzes. 


(3) Macht ein Vertragsteil von dem außerordent- 
lichen Kündigungsrecht Gebrauch, so hat er den an- 
deren Teil auf seinen Antrag angemessen zu ent- 
schädigen. Eine Entschädigung für entgangenen Ge- 
winn ist ausgeschlossen. 


§ 4 

Dieses Gesetz tritt mit dem 1. Oktober 1950 in 
Kraft. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes 

über die Errichtung der Bundesmonopolverwaltung 
für Branntwein 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ .. 1 

unverändert 

§ 1 a 

Sitz der Bundesmonopolver waltung ist im Raum 
Frankfurt (Main). Die nähere Bestimmung wird 
der Bundesregierung überlassen. 

§ 2 

Die Verwaltung des im Bundesgebiet vorhande- 
nen Vermögens, das den Aufgaben des Brannt- 
weinmonopols dient, geht auf die Bundesmonopol- 
verwaltung über. Sie ist berechtigt, im Rahmen 
einer ordnungsgemäßen Verwaltung über das dem 
Branntweinmonopol dienende Vermögen zu ver- 
fügen. 

_ § 3 

(1) Der Bund übernimmt die Verpflichtungen der 
Länder, die im Geschäftsbereich ihrer Monopolver- 
waltungen seit dem 8. Mai 1945 entstanden sind. 
Sind solche Verpflichtungen in den zum 31. März 
1950 aufgestellten Bilanzen nicht berücksichtigt, so 
hat der Bund einen Anspruch auf entsprechende 
Berichtigung der Bilanz. 


(2) Privatrechtliche Verträge, welche die seit 
dem 8. Mai 1945 mit der Verwaltung des Brannt- 
weinmonopols befaßten Dienststellen abgeschlos- 
sen haben oder in welche diese Dienststellen ein- 
getreten sind, können von jedem Vertragsteil ab- 
weichend von den vertraglichen Kündigungsfristen 
mit einer Frist von mindestens einem halben Jahr 
gekündigt werden. Dieses Kündigungsrecht erlischt 
mit Ablauf von 2 Jahren nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes. 

(3) unverändert 


§ 3a 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sobald 
das Land Berlin gemäß Artikel 87 Abs. 2 seiner 
Verfassung die Anwendung des Gesetzes beschließt. 

§ 4 

unverändert 



